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Neuer Reichstagsbeginn. Erklärungen Dr. Wirths im Reichswirtschaftsrat

Tann wird Ministerialdirektor Meister, Staatssekretär

die Internierung

Volk dauernd um seinen
f ftn Art, mit der Traub sich und

elcgenheiten
^ii ihrer

.tt n
usw.'

Albert und NeichSbankvräsident v.
Sie sagen aus über di« Dien

a v e n st e i n vernommen.
Verweigerung der

der großen verantwortungsvollen Arbeitsleistung der Ausschüsse
und fahrt darauf fort: Tas Johr, das vor uns liegt, wird für
Deutschland ein schweres, an Erschütterungen und Schwierigkeiten
reiches seist. Aber trotzdem müssen wir in das neue Johr mit der
gleichen Tendenz hineingehen, die wir im allen beobachtet haben:
„Arbeiten und nicht verzagen I"

Schluß 3% Uhr.

Traub, vredereck «vd andere.

(Eigener Drahtbericht.) Leipzig, 13. Dezember.

Traub, der om Nachmittag vernommen wurde, wußte nur.
daß Kapp ein „heiße? Herz" für das Vaterland habe. Jagow
war nach Traub ein „stiller Teilhaber". Nun fragte der
Reiche rnwalt: Nach Ihrer Meinung war Jagow „stiller Teil-
haber", Schiele auch. Sie auch, was war Wangenheim?
Prompt erwiderte der Zeug«, daß auch Wangenheim nichts
anderes gewesen ist. Wer denn eigentlich der laute
Teilhaber war, weiß Traub auch nicht, höchstens, daß Kapp,
Pabst, Bauer usw., di« nicht zu fassen sind — natürlich — sich
reger beteiligt haben. Die, die hier sind, bleiben harmlose

Mensckunt, und Traub würde es sicher beschwören, wenn :hn
nicht glücklicherweise die Nichtvereidigung davor bewahrte. AlS
interessanten Schlußpunkt unter seine Zeugenaussage setzte
Traub einen Artikel de? detttschnationolcn Professors v. Delow

höheren Beamten und
preußischen Minister.

Hamburger Horse am 13. Dezember

In unserer gestrigen Uebersicht gaben wir die klminiuna als

.unsicher" an. Heute schon fönvrn wir melden, daß da» Abflauen,

der Devisenkurse, d. h die Best rutig der Mark, die etwa sech»

Tage anhiklt, «»'gebärt hat. Tie Börse übertreibt sehr leicht uttb

sehr gerne Stimmungen, die durch verschiedene Einflüsse entstehe«
können. Danach beurteilt sie die ganze Lage und danach entwickel»

sich auch im allgemeinen die Kurse nach oben oder unten. Tan»

aber setzt häufig dazu die Spekulation ein, die nach der einen oder
andern Seite nachhilit.

Man verivtichi sich fetzt von den ReparationSverhand»

lungen keine sonderlichen Erleichterungen lüi Deutschland; e« wird

— so sagt man sich — im besten Fall ein Hinautjchieben für di«

Deutsche Republik herouSkowmen. Die letzten „billigen" Börsen«ge

werden auch viele Angsiverkäuse von Deviien seilen« der SpekulaN-m

zustande gebracht haben. Tatsache ist. daß im Lause de« Tage« die

Kurse um 10 bi« 16 % stiegen. Lolche Schwankungen die wir vor
dem Kriege niemals kannten, können natürlich unmöglich zur w«

sundung unserer Verhältnisse beitragen. Jede Berechnung seitens der
Kaufmannschaft hört dabei auf. Diese Zustände führen fast immer zu

Spekn aiionSgeschäften, unter denen da« Volk letzten Ende« am meisten

jX lnden hat.

wt:ie Werkpavier-Lörse findet zur Erleichterung der

Banken jetzt nur an drei lagen der Woche it$tt: Montags, Milt»

wochS und Freitags. Ta« Stetgen der Devisen hat aber auch ein
Steigen der Wertpapiere zur Folge.

Hamburger amtliche Notierungen: Holland 6930 (am Montag

6155) — England 805 (708) - New York 1911 (172|X

Der Leipziger Kappistcn-Drozesx.
Tie zwei Seelen des GeueralS Märker.

In Fortsetzung des Jagow-ProzesieS sagte General a. D.
Märker unter anfcerm: Nach Dresden kam ein Fernjpruch von
Lüttwitz, daß der RegierungSumschwung sich ohne Blutvergießen
vollzogen habe. Ein zweiter Junkspruch ging dahin, daß d i c
M i n i stei fe st zunehmen seien. Mich überraschten die
Vorgänge vollkommen. Bereits im Juli 1919 sprach Oberst
Bauer davon, daß hie Regierung in Weimar gc»
stÜrzt und d i e N'ationalversammlung ausgelöst
werden müsse. Bauer forderte mich auf, hierbei zu helfen.
Ich richtete einige Tage später eine Reihe von Forderungen an
Lüttwitz für den Fall, daß es zu einer Aenderung der Regierung
kommen sollte. Von einer monarchistischen Aende-
rung war keine Rede. Anfang März 1920 hatte ich keine
Besprechungen mit den Männern des KappunternehmenS. Für
mich war klar, daß das Unternehmen scheitern müsse. In
Dresden erklärte ich mich zum Schutze ter Minister b e -
reit. Anderseits war i ch auch bereit, Anord-
nungen von Lü11witz zur Aufrechterhaltung der
Ordnung durchzuführen. Märker schilderte, wie er, nach-
dem er seinen Plan vor den Reichs- und den sächsischen Mini
fierten entwickelt hatte, mit schließlicher Zustimmung NokkeS, der
anfänglich mit den Hochverrätern nicht verhandeln wollte und mit
Zustimmung Eberts nach Berlin fuhr, um Kapp auf den ver-
fassungsmäßigen Weg zurückzuführen . Nm Sonntag, sagte der
Zeuge, kam ich nach Berlin und nahm an einer Kabinetts,
sihung unter Kapp teil. Kapp gab in der Kabinettssitzung
einen rosigen Bericht über die Lage. Märker betonte, er komme
im Einvernehmen mit der Regierung, aber nicht in ihrem Auf-
trage.

Deutschlands Mitarbeit am Miederaufban

der Weltwirtschaft.

Im ReparationSauSschuß des vorläufigen ReichswirtschastS-

rate?, der über die Errichtung einer Krediivereinigung

der deutschen Gewerbe beriet, ergriff am Dienstag der

Reichskanzler Dr. Wirth das Wort, um in vertraulichen Aus-

führungen einen Ueberblick über die gesamte politische Lage zu

geben. Seine Darlegungen gipfelten in dem Hinweis, daß die

wirtschaftliche Lage Deutschland» in ihrer Verflechtung mit der

Weltwirtschaft nunmehr zum Gegenstand öffentlicher
internationaler Diskussionen geworden sei. SS sei

nunmehr von Bedeutung, daß diese Erörterungen fortgesetzt und

verteilt würden. WaS Deutschland betrifft, so müsse eS sich zur

Mitarbeit an diesen Problemen bereit halten. Der Hachenburgsche

Gesetzentwurf biete anscheinend eine geeignete Grundlage, um die

deutsche Wirtschaft zur positiven Mitarbeit in der Lösung dieser

deutschen Lebensfrage zu befähigen. Die Ausführungen de»

Reichskanzlers fanden lebhaften Beifall. Sodann trat der Aus-

schuß in die sachliche Beratung der Vorlage ein.

Die Sitzung de» ReparationSauSschusse» war kurz nach 1 Uhr

zu ende, ohne daß Dr. Rathenau selbst über daS Ergebnis
seiner Londoner Besprechungen Bericht erstattet hätte.

au» Freiburg, der besagt, daß ohne den Kapp-Putsch da» deutsche
T_" d-—:r.d *■ . t?tag gekommen wäre.

t e n usw.
Frau Jensen lSD.i: Dir sieben grundsätzlich auf dem Boden

der Schulgeldfreiheit. Da diese Forderung zurzeit undurchführ-
bar ist, fordern wir zunächst wenigsten» die Staffelung des
Schulgeldes nach der Höhe de» Einkommen? der Eltern. Ter
Ausbau der höheren Schulen muß vereinfacht werden. Unsere
wirtschaftliche Lage gestattet uns nicht mehr die neunjährige
höhere Lehranstalt. Die siebenjährige Volksschule muß da»
Fundament auch für die höhere Lehranstalt sein. Die Mädchen
tu den Lyzeen sollten einen Pflichtkursus in der Säuglingspflege
erhalten. Die Reifeprüfung am Abschluß des Schuljahres i,l
durchaus entbehrlich. Wir treten für die gemeinsame Erzicjmug
beider Gesteckter auch in den höheren schulen ein. In den
Lozeen müßten zum mindesten zwei Drittel der Lehrkräfte Frauen
fein. Ter Lehrplan der Lyzeen muß dem der höheren Knaben-

' * " Mädchen den Uebcrgang in

preußischer Landtag.

(Telephonischer Bericht.)

82. Sitzung.

Tien»tag, 13. Dezember 1921, mittag» 12 Uhr.

Tie Beratung de» KultuSetars wird fortgesetzt beim Kapitel
liberfitäten. Technische Hochschulen, Run ft

Uorläufiger DeLchswirtschastsrat.

(Telephonischer Bericht.)

33. Sitzung vom Dienstag, 13. Dezember, nachmittag» 3 Uhr.

Die Sitzung findet im Sitzungssaal der Berliner Stobt»
verordnetenversamlang im Rathaus statt. Auf der Tagesordnung
steht ein einziger Gegenstand: „Der Gesetzentwurf über
Oie Errichtung einer Kreditvereinigung der
deutschen Gewerbe und die .Kompromißresolu-
tion."

Dr. Hachenburg berichtet über die Verhandlungen de»
ReparationsauSschusseS und bittet, die Vorlage ohne weitere?
ohne Diskussion anzunehmen.

Darauf wird die Resolution (siehe den letzten Bericht. Red.)
einstimmig angenommen. Tie Vorlage und die dazu
vorliegenden Anträge werden der Regierung al» Material über-
wiesen. — Damit ist die Tagesordnung erschöpf:.

Vorsitzender Edler v. Braun, dem die Ermächtigung er-
teilt ist, den Streitpunkt um die Tagesordnung der nächsten
Sitzung selbständig festzusetzen, gedenkt mit einigen Tankerworten

daß sie nur .Verbindungsoffizier" fein solle. Tos Herbeirufen
einer fremden bewaffneten Macht zur Abwehr gegen eigene
Landsleute ist und bleibt etwas tief Bedauerliches. E» war
auch im Rheinland nur möglich, weil die geschwächte deutsche
Ptzlizei mit eigenen Kräften die Ruhe und Ordnung nicht auf-
rechterhalten konnte. ES muß aber vermieden werden ober darf
nur bann erwogen werden, wenn entweder ganze Staaten oder
die Autorität ganzer Staaten auf dem Spiele stehen. Die Weige.
rung der französtsckwu BesatzungSbehörde in Speyer, rechtzeitig
einzugreifen, hat ledenfalls rein politische, und zwar französisch-
politische Gründe gehabt. (Zustimmung.) Frankreich hat die
Macht der Bajonette, die Macht der Sanktionen und die Rhein-
landkommission und hat feine wirtschaftliche Position von Jahr
zu Jahr zu bessern gesucht. Gegenüber diesem Machtgefühl haben
wir nur wenig: Unser Reckt und bie Treue unserer
Nation. (Beifall.) Der französische Angriff auf die Rheinland«
hat den Aufbau Europa» in den letzten 3 Jahren verzögert. Er
verzögert ihn auch jetzt und wird ihn auch noch in Zukunft ver-
zögern. Eine deutsch-französiscke Verständigung
ist die wichtigste Vorarbeit für eine Beruhigung Europas. Mebr
und mehr sieht man in Frankreich und in Deutschland ein, daß
keine Sicherheit und Ruhe in Europa kommen, wenn sie nicht in
die deutsch-französischen Beziehungen hineinkommt. Tie Rhein-
landspolitik gewisser französischer Organe gehört eigentlich einer
vergangenen Episode an. Tie alten Instruktionen an die Be-
vollmächtigten der Rheinlandkommission müssen vor allen Dingen
verschwinden. Ob der von mir gezeigte Weg der Weg ist, auf
dem Europa gesundet, wissen wir noch nicht. Auf allen Wegen
werden aber die Rheinlande ihre besondere schwere Last und Ver.
anlwortung zu tragen haben. Tas Leid der Rheinländer mutz
zu dem Leib des ganzen deutschen Volkes werden. (Beifall.) Ick
habe Vorkehrungen geflossen, von denen ich die Parteien dem-
nächst unterrichten werde. Wenn Frankreich nicht will, daß die
Rheinlaiide eine friedliche Brücke zwischen Deutschland und Frank-
reich im Rahmen der Politik bilden, wie ich sie vorhin aufgczeig:
habe, sorgen wir wenigstens dafür, daß sie ein festes wirtschaft-
liches und geistige» Bollwerk der deutschen Kraft werden bis zu dem
Tage, wo sie auch politisch wieder zu Deutschland gehören. (Leb-
hafter Beifall.)

Darauf wird die Besprechung der Interpellation beschlossen.
Hvffmann-Kaiserslaulern (SD.): Die Demonstration vom

31. August gegen den politischen Mord und gegen die Kahr-Re-
gierung war eine gemeinsame Aktion der drei sozialistischen Par-
feien; die Bilderstürmerei war aber eine Extrawurst der Kom-
muniften, ebenso wie der wilde Streik und bie Bildung einet
neuen „Regierung". Wir haben mit dem Ziel der Kommunisten
nichts zu tun. T i e Kommun ist cn haben übrigens bie
beste n Beziehungen z u den Franzosen im Saar-
gebiet. Ter Reichstag muß darauf hinwirken, daß die Ur-
sachen solcher Vorkommnisse aus der Welt geschafft werden. Man
muß die monarchistischen Symbole beseitigen, um nicht wieder
Aktionen unerlaubter Selbsthilfe heraukzufordern. Die pfälzische
Regierung hätte schon längst die notwendigen Maßnahmen treffen
sollen; denn 3 Jahre nach der Errichtung der Republik ist es wirk-
lich Zeit, daß die Fürstenbilder aus den Amtsstuben verschwinden.
Ferner muß Frankreich endlich auf die Propaganda für bie
rheinische Republik verzichten. Früher versuchte man eS mit den
Verschwörungen bet Torten und Haa», jetzt nimmt man eine
langsame friedliche Durchdringung in Angriff. Aber bei der Treue
der Bevölkerung gibt es nur eine Methode, die, zum Zis^e,führen
würde: die brutale militärische Gewalt. General D e Mey ist
den Pfälzern al» Gegner bekannt und wird mit schärfster Wach-
samkeit beobachtet. Er weiß, daß er sein Ziel schwer würde er-
reichen können, daß jede Partei den schärfsten Widerstand leisten
würbe. Gefahr droht den Pfälzern demnächst von den deutschen
Nationalisten und von ihrer Politik der Nichterfül-
lung und der großen Worte. Meine Partei erbebt schärfsten
Protest gegen den französischen Eingriff im Falle Smeets, durch
den die von uns gewünschte Politik der friedlichen Verständigung
wieder erschwert wird. Ter deutsche Kampf um dar Rheinland
mutz national geführt werden, nicht nationalistisch;
er muß mit der Wahrheit geführt werden und nicht mit der Lüge.
Die schlimmsten Feinde unseres Kampfes sind die natio-
naIistischen Sügenartilel, wie z. B. im Oppauer
Fall. Tie Sozialdemokratie erwartet, daß bei dem Urteil über
bie Vorgänge in Speier die Richter versuchen, sich in die Seele
republikanischer Arbeiter hineinzstversetzen, die nur aus Anhäng-
lichkeit an die Republik sich zu unerlaubter Selbsthilfe haben bin-
reißen lassen. Wenn in München eine wirklich deutsche und
republikanische Politik gemackt wird, dann ist die Pfalz nickt
gefährdet. Sie ist ein äußerst demokratischer Boden und erträgt
keine politische und geistige Reaktion. (Lebhafter Beifall bei den
Sozialdemokraten.)

Hofmann-LudwigShafen (Z): Von der politischen Tragi-
komödie in Speier kann man mit Rücksickt auf die Bewohner der
Pfalz den Vorhang noch nicht völlig lüften, aber der Hauptheld
dieser Vorgänge weilt nicht mehr auf pfälzischem Boden, sondern
in Straßburg. (Hört, hört!) Von Reaktion kann bei der pfäl-
zischen Regierung keine Rede sein, man sagt ihr sogar besonders
freundliche Beziehungen zur Sozialdemokratie nach. Tie Pfalz
wird sich die Ruinen des Heidelberger Schlosse aus der Vergangen-
heit und die Vorgänge im Saargebiet in der Gegenwart immer
als eindringliche Mahnung dienen lassen. (Beifall.)

Das Haus vertagt sich auf Mittwoch, 2 Ubr: Kleine Vorlagen,
Steuervorlagen. — Schluß gegen 7 Uhr.

schulen angepaßt werden, um den _
diese zu erleichtern. Z u den Philologen u;n)„ denen
beute unsere Jugend anvertraut ist, haben mir
kein Vertrauen Wir müssen von Ihnen verlangen, daß
sie die Jugend im Geiste der Republik und im Geiste der Völker-
acktung erziehen. (Lebhafter Beifall b. d. ST.

es folgen die Abstimmungen zum Haushalt der
Bergverwaltung und den dazu gestellten Anträgen. — Der
Haushalt wird entsprechend den Ausschußbefchlüssen angenommen,
ebenso eine Reihe Entschließungen und Anträge zu ihm. So
wird iL a. neu eingestellt ein erster Teilbetrag von 5 Millio-
nen Mark für Arbeitersiedlungen beim Stein-
kohlenbergbau Waltrop. Pachlland für Kleingärten
soll den Bergarbeitern reichlicher als bisher gegeben werden.
Die Berufskrankheiten des Bergmanns sollen unter die Unzall-
Versickerung fallen. Gewünscht wird die Aufforderung an die
Reichsregierung, bei der Entente für eine Minderung der
deutschen Steinkohlenlieferungen einzutreten,
sowie der Erlaß von Anordnungen, daß die Außerkrasiietzung
von bergpolizeilicken Vorschriften nur mit Zustimmung des
Betriebsrates erfolgen kann. Das BetriebSrälegesetz soll dahin
erweitert werden, daß zur Grubenkontrolle der Betriebsrat
hcranzuziehen ist. Ter AufsichtSrat bet „Hibernia" soll um drei
Dom Landtag zu wählende Mitglieder erweitert werden. Gc
fordert wird weiter ein ReichsknappschaftSgefetz, das die Bildung
eines einheitlichen RoichSknappschastSgeseyeS zum Ziel hat. An-
genommen wird weiter «in deutfchnationaler Antrag, bei Prozeß-

Nach der pföffisch-l
feine Freunde aus der • ikche zu reißen sucht, wirkt die Aussage

Tic streikende RrichSbank.

v. Havenstein, der Präsident de» ReichsbankdirektoriumS, gibt
über bie Geldforderungen der Kappregierung Auskunft. Am
14. März ersuchte ein Offizier (legitimiert durch ein Schriftstück,
gezeichnet Kapp, Reichskanzler) um eine halbe Million, bie durch
zwei Kuriere abends nach München gehen sollte. Der Zeuge
lehnte da» ab. Am nächsten Tage kündigte Kapp an, e r
werde mit militärischer Gewalt 10 Millionen
Mark abBeben lassen. Havenstein warnte vor einem
solchen Gewaltschriit. Nachher kam wieder ein Offizier, beauftragt
von Reichswehrminister v. Lüttwitz, um 10 Millionen Mark zu
holen. Da Staatssekretär «chröder vom Reichsfinanzministerium
bie Ausstellung des Schecks verweigerte, konnte der
Zeuge nicht zahlen. Am 16. morgen» kamen 5 Offiziere in
Zivil, die jeder einen Scheck der Generalmilitärkasse über je
2 Millionen Mark, ordnungsmäßig ausgestellt, bei der ReichSbank.
bauptkasse vorlegten. Tie Schecks waren aber nickt bloß auf die
lleberbringer ausgestellt, sondern auf den ReichSwehrminister
Lüttwitz. Diese Scheck» konnten nicht anerkannt
werden.

Auf der Tagesordnung steht sodann eine Interpellation
Stresemann (DVP.) über die Vorgänge in der Pfalz. Da-
nach wurde am 31. August und am 8. September der Versuch ge-
macht, die in der Pfalz eingesetzte Behörde ihrer Gewalt zu be-
rauben. Eine radikale Gruppe von ortsfremden Personen drang
ui das Regierungsgebäube ein und nahm eine Reihe von Gewalt-
akten vor. Die Vorfälle sollen sich der wohlwollenden Förderung
des französischen Kreiodelegierten be Metz erfreut habetu

Dr. Moldenhauer (DVP.) begründet die Interpellation und
schildert die Vorgänge im einzelnen. .

Reichsminister des Innern Dr. Köster: Die Politik, die wir
im Westen an unserem Körper gespürt haben, die tatsächliche
praktische Politik, zeigte in diesen Jahren fast unverändert eine
gleiche Linie, nämlich: Unter Ausnutzung der jeweiligen wirt-
schaftlichen und politischen Konjunktur bie Verbindungen
der Rheinlande mit Deutschland z u lotfern, au 3
dem Rheinland ein französisches Vorwerk zu
machen und eine Politik zu ermöglichen, wie sie Frankreich bis zu
ThierS Zeiten ersolreich durchgeführt hat: bie Errichtung ein-
zelner unabhängiger beutscher Staaten. Auch die Regierung
betrachtet die Ereignisse in der Pfalz vom 31. August und 8. Sep-
tember als Glieder einet Kette von Vorkommnissen der letzten
Jahre, die sich nur erklären lassen, wenn man annimmt, daß ge-
rade in der Pfalz französische Kräfte am Werke sind, denen sedeS
Mittel recht ist, die Pfalz von Bayern und vom Reiche zu lockern
unb jede Partei und jeden Augenblick auszunüden suchen, um
diese» Ziel Schritt für Schritt zu erreichen. Die Regierung weiß
auch, daß im Frühjahr 1920 gewisse französische Kreise -)• uh -
luiig mit der bayerischen König-partei ge, ucht
haben (Hört! hört), und daß dieselben Stellen es nicht ver-
schmähen, nunmehr mit kommunistischen Kreisen über dieselben
Ziele Fühlung zu nehmen. Die französische Politik nutzt alle»
für ihre Zwecke aus. Sie hetzt das Bürgertum auf mit der Angst
vor dem Bolschewismus unb bie Kirche mit der Angst vor dem
Sozialismus. In den lebten Monaten scheint sie besonders gc-
rechnet zu haben mit radikalen kommunistischen Unteritromungcn
bet- pfälzischen flrbeiterfdjaft. Die Arbeiterschaft der Pfalz bat
gegenüber der grobschlächtigen Pulschtakkik des Generals Gerard
1919 im entscheidenden Augenblick eine b e ro u n b e r 6 to e r t e
Entschlossenheit gezeigt. Ich bin überzeugt, daß sie auch
gegenüber den Jntrigantenmethoden seines Nachfolgers bie
ruhigen Nerven behalten wird; denn darüber ist kein Zweifel,
daß bie große Masse der Speyersehen Arbeiterschaft vom
31. August für die Demokratie unb für bie Republik zu demon-
strieren gewillt war. Die große Masse der Arbeiterschaft hat
ihren Irrtum schnell erkannt unb rücksichtslos bie Konsequenzen
gezogen. (Beifall.) Ich bin überzeugt, daß durch die Ereignisse
im letzten September unb die Zusammenhänge, die wir tn der
Folge bloßlegen konnten, allen Parteien und sozialistischen Schich-
ten der Pfalz bte große Verantwortung wieder «um Bewußtie.n
gebracht worden ist, die sie dort für ganz Deutschland zu tragen
haben. Sofort nach der Freilassung von Smeets haben
sowohl der ReichSkommissar für die besetzten Gebiete wie der
Rheinlandkommissar, wie auch unsere diplomatischen Vertretungen
bet den Alliierten protestiert, unb es ist zu erwarten, daß dieser
Schritt wieder rückgängig gemacht wird. Diese Vorkommnisse
haben auch eine interessante recktliche Seite. Die
deutsche Regierung wiederholt hier noch einmal, was sie der
Nheinlandkommisswn oft angezeigt hat, daß nach dem Abkom-
men vom 7 August 1919 bie Delegierten der Rhenilaiidkommission
sich daraus iu beschränken haben, den GeschäftSverkehr zwischen
den deutschen und den Besatzungsbehörden zu erleichtern. Sie
haben kein Recht, sich : n innere n g c r - - - " * - • • 1 "
der deutsch en Behörden e i n z u in i s ch e n.
Proklamation am Tage her Uebernahme ihrer Macht hatte die
Rheinlandkommission selbst den Wunsch nach Zusammenarbeit
in voller Harmonie auSgedrückt unb den Grundsatz ausgesprochen.

Deutscher Reichstag.

(Telephonischer Bericht.)

148. Sitzung.

Dienstag, 13. Dezember, nachm. 3 Uhr.

Anträge auf Strafverfolgung der Abgeordneten Reich (K.)
und Brodauf (DTP.) werden dem Geschäftsorbnungsausschutz
überwiesen.

Es folgen kleine Anfragen.
Schirmer (BVPA fragt nochmal» an, ob eS richtig sei, daß

au» der Ludendorff-Spende 50 Millionen für die staatliche Für-
sorge unb 100 Millionen für bie sozialdemokratische Wahlpropa-
ganda ausgegeben sind, wie das „Deutsche Abendblatt" unb bie
Wochenschrift „Tradition" behaupten. — Die Regierung läßt er-
widern, daß diese Behauptungen völlig aus der Lust ge -
griffen sind.

Frau Schröder (SD.) fordert ein Einschreiten der Regierung
gegen die Butterauktionen und gegen die Bemessung der Milch-
preise nach den Butterpreisen.

Die Regierung befürchtet, ein solches Einschreiten könne ein
Abströmen der Milch zur Butterverarbeitung zur Folge haben.
Die Berliner Butterauktionen haben bisher nicht preistreibend
gewirkt.

Auf eine Anfrage des Abgeordneten Sollmann (SD.) gibt bie
Regierung nochmals Auskunft über bie Verurteilung ehemaliger
deutscher Offiziere in Krefeld wegen Teilnahme an einer Ver-
sammlung ihres Offiziervereins. Das französische Gericht hat
die Propagierung des Revanchegebankens tn dem Vereinsorgan
als militärische Angelegenheit angesehen, unb bie Angeklagten
wegen ihrer Teilnahme an einer Versammlung, in der eine
solche Rebe gehalten würbe, verurteilt. Daß sie sich tatsächlich
mit militärischen Dingen befaßt haben, ist in keiner Weise be-
wiesen. Stach deutschem Empfinden muß bas Urteil aber als ein
unbegreiflicher Fehlspruch angesehen werben. (Lebhafte Zu-
stimmung.)

Kaiser (SD.) macht Mitteilung von bet Ermordung des
Kaufmannes Burgmann in Höchst burch zwei marokkanische Sol-
baten. Frankreich hat sich nur zu einer Entschädigung von
30 0(0 .ft an die Witwe tierftnben. Das ist unzureichend.

v. Adenau erklärt, daß für eine volle Versorgung der Fa-
milie Sorge getragen wird.

Steinlopf (SD.) fordert die Aufstellung allgemein gültiger
Grundsätze für bie künftige Laufbahn b:r D amten aller Reichs-
Verwaltungen. — Tie Reichsregierung stellt solche Grundsätze in
Aussicht.

Die demokratische Interpellation über die Finanznot der
Gemeinden wird in den nächsten Tagen beantwortet werden.

Ohne Aussprache geht an den Hauptausschuß ein dritter
Nachtragshaushalt und bie vierte Ergänzung
zur Besoldungsorbnung.

Ein Gesetzentwurf zur Aenderung über Lohnpfän-
dung unb betreffend bie Pfändbarkeit von Gehältern wird dem
Recht, ausschuß üoerwiesen.

Der Gesetzentwurf zur Abänderung des Börsen-
gesetzes, wonach von letzt ab auch Frauen zum Börsenbesuch
zugelassen werden, wird in allen drei Lesungen angenommen.

Der Gesetzentwurf zur Verlängerung der Verordnung über
bie Abgeltung von Ansprüchen gegen das Reich um ein Jahr wird
ang.■ nominell.

Es folgt die erste Lesung der Abänderungsvorlage
be» Gewerbegerichts- und KaufinanngerichtSgefetzes. Danach
können auch Frauen z u Mitgliedern der Gewerbe-
unb Kaufmanngerichte gewählt werben.

Die Abgeordneten Frau Zietz (USP.), Frau Schröder
(SD.) unb Koenen (K.) fordern Ausfchußberatung. Die Vor-
lage geht an den sozialpolitischen Ausschuß.

(Sin Gesetzentwurf, betreffend Behebung vorübergehender
Zollerleichterungen, geht an den Steuerausschuß. ES
handelt sich um für die Kriegswirtschaft unentbehrliche Waren,
für die auf Grund des Gesetzes vom 4. August 1914 bis auf wei-
teres Zollfreiheit zugestanden wurde. Vor allein kommen in
Betracht Gewürze, Fleischpräparate, Backwerk, Fische, Fleisch usw.
Bestehen bleiben soll die Zollerleichterung noch unter anderem für
Getreide, Reis, DauStiere, Milch.

Es folgt bie erste Lesung bcS Gesetzentwurfes über die Auf-
naljme bau Betriebsrats mitgliebern in ben Suf*
sichtsrat.

Die Vorlage geht auf Antrag Koenen (K.) an ben sozial-
politischen Ausschuß.

Tie Vorgänge in der Pfalz.

ftreitigleiten dar Arbeitnehmer vor dem Berggewerbegericht die
Angestellten der Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorganisationen
zuzulassen. Angenommen wird ferner ein Antrag Limbertz
(SD.), der beschleunigte Vorlage eines Reicksberggesetzes von der
Reichsregierung verlangt. Eine Reihe von Anträgen geht an ben
Hauptausschuß.

Sodann wird die Aussprache über die höheren Lehranstalten
fortgesetzt.

»rau Wronka (Z.) wendet fick gegen die gemeinsame Er-
ziehung der Geschleckter und fordert Forderung bet Privatschulen.

Lehmann (DNP.) lehnt gleichfalls bie Koedukation ab.
Dr. Schuster (DVP.): Bei der Entscheidung über bie Be-

gabung und die Ausbildung der Kinder muß da» Mitbestimmungr-
recht der Eltern gewahrt bleiben.

Kultusminister Vilitz: Das Grundschiilgesey wird loyal durck-
geführt werden. Es gibt auch politisch linksstehende Eltern, bie
die Privatschulen vorttchen. Tie generelle Koedukation lehne ich
auf Grund mehrjäb'. iger praktischer Erfahrung ab.

Schneider (St); In einem Klassenstaat ist nur eine Klassen-
sckule möglich. Wir wollen ein einheitliche» Schulsystem, das
wirklich allen Begabten die Wege zur Bildung öffnet

Frau Cbentrop .US D ): Wir brauchen^ eine einheitliche
Schule unb einen einheitli hcn Lehrerstand. Es wird immer fe
viel dorn G e m e i n s ch a f: s g e i st geredet, auch der Minister
sprach davon — wir werden ja sehen, wie er die Pflege deS
Gemeinschaftsgeistes ausfaßi.

Das Haus vertagt sich Nächste Sitzung Mittwoch Iß Uhr.'
Kultusetat. — Schluß 8*4 Uhr.

Dr. Kantig (SD.): Die Universitäten haben nach dem Zu-
sammenbruch es fertig gebracht, sich auf die neue Zeit ei: zu-
stellen. Im Hauptausschuß hat sich der Minister für eine groß-
zügige Hochschulreform ausgesprochen. Von rein otgant-
sat arischen Reformen erwarten wir nicht viel. Letzten Endes ist
bte Hochschulfrage eine Personenfrage. Tie roirt-
schastliche Lage der Privatdozenten muß gebessert werden; das
Afsistentensystcm ist auszubauen. W i r wollen ben.klaffe n<
charakter der Universitäten und Hochschulen
brechen. Taß die Tore der Universitäten ben Lehrern sich
öffnen, genügt nicht. Dem bildungshungrigen lr«
heiter muß ein Weg eröffnet werden. Die Berüh-
rung zwischen Hochschule unb Volksmassen kann für die Hochschule
nur von Vorteil sein. Tie staatswissenschaftliche Abteilung muß
viel stärker als bisher gefördert werden. Gerade um dem Klassen-
kämpf, den nicht wir, sondern bie Rechtsparteien in Wirklichkeit
führen, den Weg zu entziehen, wollen wir eine großzügige Hoch-
schulreform. Wir fassen ben Klassenkampf durchaus picht nur
als einen Kampf um nationale Interessen, sondern auch als
einen Kampf der geistigen und sittlichen Kräfte
auf. (Beifall bei den SD.)

Kultusminister Tr. BSlitz: Wenn der ehemalige preußische
Kultusminister H ä n i s ch in der „Glocke" gefen mich polemisierte,
fo mußte man wenigsten» von ihm verlangen, daß er die Rede,
auf die er seine Kritik stützt, auch in Wirklichkeit kennt. Im
übrigen bemerke ich zu dem Thema: „Der Kultusminister der
Koalition", daß e» für mich nur zweierlei gibt: Entweder
Koalitionspolitik oder Parteipolitik, unb bann das EbaoS. Es ist
nicht bie Art deutscher Professoren, im Hörsaal Politik zu treiben
unb das ist gut so. Tas politische Glaubensbekenntnis auch der
Kommunisten, darf, wenn Fähigkeiten vorliegen, kein Hindernis
für bie Lehrtätigkeit an der Universität sein. Wie die Professoren,
so nennt man auch die Studenten von heute reaktionär. S i e
sind e S nicht. (?) Die Studentenschaft erhofft alles ton
einer sittlichen Wiedergeburt des Volkes. Was der. Studenten
von heute fehlt, ist der realpolitische Sinn. Der Ausbau der
Studentenausschüsse aU neutraler Selbst»erwaltungskärper w-rd
von mir gefördert. Von Parieipolitik müssen sich die Ausschüsse
allerdings fernhalten. Die Reform der Disziplinargerichts-
rarleit wird unter Mitwirkung der Studentenschaft energisch
betrieben werden. Tie Kollewengelder müssen der Ge'd-

entwertunL angepaßt werden. Die Hochschulreform darf nickt
gegen, sie muß vielmehr in der Zusammenarbeit mit ben Univ rsi-
täten erfolgen. Tie Berufungsvorschläge der Fakultäten werden
von mir im weitesten Maße beachtet werden. E» schweben zurzeit
Verhandlungen mit dem Finanzministerium. um den Privat-
dozenten in ihrer Notlage z u helfen. Die Leistungen
der Staatstheater verdienen alle Anerkennung. Die S aat?»
theater kommen in der Hauptsache den Stäbten zugute, in denen
sie leben. Darum sollten mich die betreffenden Stellen etwa» für
diese Theater tun. In diesem Punkte versagte bisher Berlin.
(Zuruf: „Hat kein Geld!') Für die notleidende Kunst und
Künstlerschaft werde ick soviel al» möglich bie Hilfe des Staate»
in Anspruch nehmen.

Tr. Heß (Z.) verzichtet auf eine eingehende Aussprache zum
diesjährigen Etat.

Kähler, Greifswald (DNP.): Da» an dem neuen ReickSadler
gut ist, ist nicht neu, und wo» an ihm neu ist, ist nicht gut. Unsere
Theater haben in ihrem Spielplan zu viele fremde Stücke. Die
deutsche Kunst hat sich vielfach dem fremden Einfluß gegenüber
nicht stark genug gezeigt.

Frau Garnich »DVP.) fordert staatliche Hilfe gegen die
kulturelle Not im besetzten Gebiet und im Osten, vor allem in
Königsberg und in Breslau.

Schneider (K.): Die Behandlung des KultuSetats in einem
derartigen Galopptempo ist doch eine» Parlament» unwürdig.
Heute werden die Universitäten von nationalistischem und rück-
schrittlickem Geiste beherrscht. Der Kultusminister marschiert an
der Spitze. Svlanee das bestehende Wirtschaftssystem herrscht, gibt
e» keine freie Wissenschaft.

Dr. teenl (USP.) fordert, daß im nächsten Jahre der Kultus-
etat an erster Stelle behandelt werde und begründet einen un»
abhängigen Antrag auf Beseitigung de» besonderen Kostenbei-
trages von 50 JI bet Entbindungen in be: Thorite und Universi-
tätsfrauenklinik. Für die Studenten müssen Ledigenheime und

Speiseanstalten eingerichtet werden. Im verflossenen Sommer-
semester standen 8000 Studenten auf den Listen der Erwerbslosen-
fürsorge.

Dr. Preuß (DTP.): Der Unterricht in der Staatsbürger-
künde muh in den Sckulen ausgebaut werden. In den Universi-
täten muß der Geist Fichte» wieder lebendig werden.

Bredt (Wirtschaftspartei): Von den Hochschulen kann
mir einen dauernden Erfolg nicht versprechen. Da» Uebetalie»
rungsgesetz bat für die Universitäten verhängnisvoll gewirkt.

'Damit schließt di« Aussprache übet Üniversitätsangelegen-
heiten.

E» folgt die zweite Beratung Über den dritten Abschnitt:
Provinz,alschulkollegien. Höhere Lehranstal-
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bei Kappschen Presse»«?» Vrrdrreck geradezu provozierenb.
Wüllie man dieser Darstellung glauben, dann wären alle tte
Herrschaften, die morgens um 6 Uhr sich am Brandenburger Tor
zuiammenfanben, lediglich dorthin gegangen, weil sie eine VIrt
Gaudi dort erwarteten. Sie haben sich dort die Ehrhardt-Brigade
angesehen, die gestern ein Zeuge als Mustertruppe bezeichnete,
und sind der Ningenden Musik und den wehenden Fahnen gefolgt,
die den Zug durch da» Brandenburger Tor charakterisierten.
Beim Reichsskanzlergebäude sind sie dann mal schnell hinein-
gegangen, um zu sehen wa» M sei, und — na ja — d a S
weitere fand sich dann von selbst. Ein Kapltan»
Leutnant der Zeitfreiwilligen wurde Pressechef. Dieser ernannte
Bredereck zum Gehilfen und so kam es, datz Bredereck troG seiner
Vergangenheit vor den Pressevertretern als Sprachrohr der
.Regierung de» Können» und der Tat" antreten

konnte. Wirklich, eine wundersamer« Regierungsbildung ist noch
nicht vor sich gegangen, wie sie hier von den Leutchen de» alten
preuszischen Staate» versucht worden ist.

Ueberflüssig ist, die einzelnen kleinen Zeugen besonder» auf»
zuführen, den Vorsitzenden de» nationalen Verbände» deutscher
Offiziere Molkentien und Lberstleutnant von Ohlewitz,
der da» Bureau im Reichswehrminijterium im Stich lieh und
sich zu seinen Freischärlern begab, und dann lediglich um der
Ordnung willen den Posten ein«» Stabchef» bei Lüttwitz über»
-ahn, usw. usw. Selstiehlich der Oberpostdirektor Sönksen,

der zuerst Kapp al» Reichskanzler nicht anerkennen wollte, dann
doch den Auftrag annahm, Reichspostminister KU werden, diesen
Aufirag aber wieder von der verfassungSmäsigen Regierung•
bestätigt haben wollte (1), endlich jedoch an der Ausübung seines
a-itcS durch die Beamten de» Ministeriums behindert wurde.
Von der Ehrhardtbrigade sagt Herr Kapitänleutnant Fischer,
da st sie nie und in keiner Weise auf irgendeine Perfaisung ver-
eidigt, verpflichtet oder durch Gelöbnis gebunden worden sei.
Jene Unteroffiziere, die den Zug nach Berlin nicht mitmachen
wollten, seien deshalb gar keine echten Ehrhardtsoldaten gewesen;
denn sie waren erst 3 Tage bei der Brigade.

Am Mittwoch sollen die letzten Zeugen vernommen werden,
so dast am Donnerstag wahrscheinlich die Plä-
doyers stattfinden werden. Nach den jetzigen Verband,
lungen über eine klare Rechtslage darf mar dem Kommenden
mit grösttler Spannung entgegensehen.

Der Aeltestrnrat des Reichstages

deschä'tigie üch am Dienstag mit dem Geschö ,l »p l aii für diese
Woche. Tie Plenarsitzung soll am Sonnalend dieser Woche zu Ende
gehen. Erledigt foUm noch werden: Ta» Schulgesetz in erfut
Le Ung, Ortsklasse n Verzeichnis, Kohlen- und labaffteuer,
da» 8 e, r*} gegen dt« Kapitalflucht, die Gesetze über den
Verkehr mit ausländischen Zahlungsmitteln, üv.r
Erhöhung der Poft-, Telegraphen- und F e r ii i v r e ch -
gebühren, über neue Verbanvluiigeii der Ziilagm in b.r Uniall»
Versicherung, über WochenhiIle und Wochenlürsorge,
über da» Perlahren in Be,lorgunk»sacheii, ferner die BesolMiiigS-
ordnung für die el aß - lothrüwuaen t'anbtSb amien die Inter-
pellation über die F i n a ii z n o t der Gemeinden, ein
Gesetzentwuft über eine neue Feftsetzung der Einkorn m e n -
steuer, und da» Gesetz Über die Aeiiderung des virundlohneS
in der Krankenversich>rnng. sowie der Bericht beS UiitersuchuugSaur-
schitsses über den Hungerstreik in der Strafanstalt
Lichtenberg. Ter Nachtrag zum HaiishaltuiigSplam wiid dem
Hauptausschiih überwiesen werden, lodav eine AnSiplache iibtr die
Reparailonrvcrpfftchtungen erst in zweiter oder briiier Veiung, flau«
fiiideii wird. Der ReichSlaiizier wird dazu erst in öffentlicher Sitzung
nach Stattfiiiden der Ve>handlui>gen im NnSfchus, da» Won er-
greifen.

Eine inlerossistelle Sitzung de» Sieirtitage» ist für einen Vortrag
der städtischen Vertretungen über die Gestaltung der Finanzverhalt.

Nisse der deut cheit Suidie in Aussicht genommen, die bei e ner Be-
raiung der Novelle zum L a n d e s st e u e r g e s e tz stalisiiioen soll.

Die Reichsbahn und die Giienbahnlündcr.

In bet letzten Veröffentlichung de» Neill Ssman iiniitisUrutms ü'er
den eiuhb des Nkich-hausbaliselatS ftiibct sich ioigenbe lur.e Notiz:

.Ter Eia» der Reichsbahn ment iür 1H21 ein Denzil von
35 6 Milliarden Mart auf, davon etittüllt aber last die Hällle
— 16.9 Milliarden Mart aut sie Zahlung tür den
Erwerb der SlaaiSdahneu für das Reich"

ES balle noch bithugefügt werden sollen, da» von dem danach
verbleibenden Rest de» Eiseubahiidefizit» für l»ii iui der sau die
Hällle — nämlich 8 Milliarden — auf da» Test gl b<8 mcher-
ordiiillichen Ei eiibahohan»ha:icr lür die 14 4- 6ifenbabnbau«
proje11e der E i j e n v a h n 1 ä » d e r de» Reichs e>liall >l.

Diese wenigen Zahlen eiknebien mit einem Schlage die Loge,
in die der unselige Siaatsveiitag die NeichSdayn gebrach! bat. vier»
bei ist aber noch nicht einmal das durch die p.iriiltilanstilchen Vor-
behalte de» SlaaiSverwages im ordentlichen Eisenda.>nh.iu»oall vet-
uriaojie Test it in Rechnung gestellt. Um )o bedauerlicher ist rS,
datz gerate feiten» pariitulatiitt|<ter Kreise jetzt eine |o abiäUige
Krnik an der ReichSbahiiverwailung — alS wenn diese die Tesizit-
mljere in der Hanpyache uenau.til täile — geübt. ihr bie Fävtg-
feil zur Beseitigung de» TefizitS g urrest abge vrochen und iii'olge-

* bissen eine EulnaalUchnng ötilangi wird. Tie breite Leffeniliw-
keil miij] sich immer in ehr mit bi ui SiaaiSveruag als einem Plahl
im Flijich ber Reich»bahn verirain ii allen, wenn sie Die Haup.uriache
de» longesetzt wachsenden Reichsbahndestzii» im Lichte der Wuilichketl
erkennen will Den gegenüver pieieu die anderen, ans bet WitlichaliS-
führnn i der Reichsbahn hetgeholien Ursachen bei einem so hohen Ge-
fauiLcfigit eine minder wichiige Rolle. Auch die e tuoneii, tönuen und
werden beseiugi werden. Sie mnge i aber federleicht im Vergleich mit
dem, durch den Staaisverlrag veruisachien Reichsvahndeffzii, da» nach
Obigem allein schon für da» Jahr lU.il rund US Milliarden
Mart anstuachi.

Dir Cnlentepreste zur Aenderung der

Reparationsvedingungen.

WTB. London, 13. Tezember. Tie .Morningpost" er-
fährt, daß, obgleich Rathenau keinerlei Vorschläge von London
mitgenommen habe über irgendein Uebereinkommcn, bestehe loch
die AuSsichr.datz die Alliierten einen Plan ent-
werfen werden, der der tatsächlichen Leistungs»
tähigkeii Deutschland» Rechnung trägt. In ge-
wissen amtlichen Kreisen herrscht die Ansicht, daß die geplanten
Erleichterungen wahrscheinlich nicht die Form eine» Moratorium-
tragen würden in dem Sinne, wie dieses Wort allgemein ver-

standen wird. Man ^glaube, daß Deutschland durch den von den
Alliierten geplanten schritt Entlastung spüren würde. In weiten
Kreisen macke sich jedenfalls eine zuversichtliche Stimmung für
Lie nächst« Zukunft bemerkbar.

WTB. Paris, 13. Dezember. Tie Pariser Morgenblätter
stellen fest, daß von englischer Seite die Nachricht demenstieit
werde, nach der Lloyd George und Briand in Kürze zur
Regelung Ler Reparationsfrage nach Amerika reisen würden. Auf
die Frage, wann die internationale Konferenz, die die Wirtschafts-
lage der Welt prüfen soll, zusammeniritl, antwortet Las »Jour-
nal", man müsse vorerst die Kriegsschäden genau bestimmen, alle
Ursachen festsiellen, die verhinderten, daß Lie Welt in ihre normale
Lagtz zuructfehre. Wo könne nützlickerweise eine neue wirtschaft-
liche Weltkarte hergestellt werden? Tie englische Preffe bezeichnet

.Washington als bie geeignetste Stadt. Sollte das die Mei-
nung Lloyd Georges sein und schließe sich Briand dem an, dann
dürften diebeiden Regierungschefs bald nach
Amerika reifen. Und dann müsse man allerdings fragen,
ob auch die Zustimmung Hardings zu dieser Konferenz
gegeben fei, die unparteiisch die Finanzlage jedes Landes zu
Prüfen habe. Hierzu nt aber bis jetzt noch keine Sicherheit gegeben.

Da» ^Echo de Pari»" sagt, niemand bezweifle, daß eine
erneute Prüfung des Reparationsproblems
notwendig sei. Ter Zahlungsplan von London habe mehr
politischen als finanziellen Wert gehabt. Er bilde gewissermaßen
einen allgemeinen Rahmen, in dem die Rechte eines jeden Staates
eingeschrieben feiert. Das Abkommen von Wiesbaden
stelle das erste praktische Abkommen bar, dem in

.kürzerer ober längerer Zeit andere folgen
müßten. Tas Blatt spricht von einem Plan des ehemaligen
Staatssekretärs Bergmann, den dieser amerikanischen Bau-
kiers zu übermitteln versuchte, will aber vor zwei Illusionen
warnen, erstens vor dem Gedanken, daß die amerikanischen
Banken bereiiwillig Anleihen bewilligen, zwoiiens, daß man, wie
England glaube, das industrielle England der Vorkriegszeit wieder
vollkommen wieder herstellen könne. Zu anderen Formen müsse
man jetzt seine Zuflucht nehmen. ,

_£er „Stalin" sagt, wenn Briand wieder nach Washington
zurückkehren würde, und zwar in Begleitung Lloyd
George», um eine Art Schiedsspruch in der Reparationssrage
zu erzielen, wenn er das Recht Frankreich» von einer internatio-
nalen Tiskussion abhängig machen wolle, dann würde er einen
Beweis seiner Unklugheit und seine» Mangels an Beständigkeit
geben. Eine Washingtoner Fin'anz- und Wirtschaftskonferenz
sei notivendig, aber vorauf müsse man wissen — und zwar nicht

.nur durch Preffeartikel —ob sie im ©eiste Llovd
Georges dazu dienen solle, die Inkonsequenz
und Ungerechtigkeit des Friedensvertrage» zu
»«rteidigen oder zu verbessern.
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„LtnttvcSschntz"

nennt sich der Wahlvorschlag der Deiiischuatlonalen. Wer
sch ictrdi t on den po.iiiscken Interessen de» Unternehmer

tnms nicht gängeln lässt, wählt

LSahivorichlafl A (tlftUCifte).

Tnges-Krrichr.

Hamburg.

Lleqelung ber Hohe ver Miele ab I. April 1922.

Au» dem Miete-Einig ungSamt wird uns geschrieben:
Im Miete-OinigungSamt fanden im Herbst 1921 eingehende

Erhebungen darüber statt, ob die jetzige Höh« der Mietesteigerung
den Vermietern ermöglick«, die Häuser und Wohnungen einiger-
maßen in Stand zu halten. Tie Vorsi enden der Spruch-
abteilunfcn des Mwte-Einigurigsamts arbeiteten auf Grund de»
Ergebnisses dieser Verhandlungen ei len Vorschlag aus. der al»
Grundlage für bie von ihnen gemeinsam mit den Beisitzern ter
Spruckxibteilungeii festzusetzendeii Grundsätze für künftige Cleige-
riingen (neue Richtlinien) bieren sollten. Bevor cS zur ent-
scheidenden Sitzung kam, wurde b. konnt, daß der Senat den
ReichrarbeitSministei «rsuckeii wollte, die im Reichsiecht ver-
gefchriebeiie Ermächtigung zum Erlaß einer Mieteverordnnng
für Hamburg zu geben. Diese Ermächtigung ist versagt. Die
Versagung ist damit begründet, daß mit der Verabfhiednng des
ReichSmieten-Eeseve» noch vor Weihnachten zu rechnen ist. Dieser
Zeitpunkt muß daher abgewartet werden, damit nicht R chtlinien
erlassen werden, die doch nicht ’n Kraft treten können. Bedauer-
lich ist, daß durch dies- Verzögerung der Annelegenhstt eine Be-
unruhigung der Vermieter und Mieter eintrcici kann. Sollte
der Reichstag da» Reicksmieteit-Gesetz nickt vor W« hnack'en
verabschieden, ist da» Miete-EinignngSamt genötigt, noch vor dem
1. Januar 1922 sich über neue Richtlinien f flüssig zu werden,
um Vermieter und Mieter in die Lage zu vei setzen, sich über die
Höbe der Miete ab .1. April 1922 zu verständigen. Z ir Ver-
meidung unnötiger Kosten und nnnct ger Inonfpruchnabme de»
Amtes wird den Mietern dringend em» 'ol len, dem Vermieter zu
erklären, daß sie ab 1 April 1922 die staatlich f styesehte Miele,
da» heißt diejenige Miete, die Vermieter nach Gesetz, Ve-o d-
nungen oder Ricktlinien verlangen kann, bezahlen werden. Denn
auch keine Recktspflickt besteht, bi:fe Erklärung schriftlich abz >-
geben, so empfiehlt sich doch d ese Form im Hinbli’« auf die
bessere Beweisbarkeit der getragenen Tercinb-rung-n. Mieter
könnte etwa schreiben: .Ich werde ab 1. April 1922 die staatlich
festgesetzte Miete bezahlen."

Diese Erklärung b-etet dem Mieter Schutz gegen Ueber»
Vorteilung. In den Zeiten der Zvang;wirtsch..ft m..z vom
Mieter verlangt werden, daß er d e durch die staatlichen Organe
festgesetzte Miete anerkennt. Jin Weigerungsfälle muß er damit
rechnen, daß ihn die Kosten de» Verfahren» treffen.

Sowjet-NusilandS Wirtschaft und Wirtschaftspolitik. Dieses
äußerst intereffante aufschlußreiche Thema behandelte der rujsi ch«
Genosse Paul Olberg am Montag in einer sehr stark besuchten
Versammlung des Distrikt» Eimsbüttel, Eppendorf^ioheluft,
Harvestehude und Winterhude. Ueber den Vortrag selbst werden
wir noch berichten. Tie Versammlung selbst bcrli.f glänzend.
Eine Tellersammlung zugunsten der Ruffenhilfe der Gewerk-
schäften und des sozialen AuSschuffe» in Hamburg ergab 432,20 Jü.
Wir weisen darauf hin, daß Genoffe Olberg nur aus amtlichen,
bolschewistischen Ouellen schöpft, die das Bild Rußlands in er-
schreckender Weise aufzeigen. An demselben Tage, wie unser Ge-
noffe, zieht ein Sendbote Moskaus in Hamburg umher, der Ruß-
land in Wort und Bild rosig schildert. T:e'e Gaukeleien erfahren
durch den Besuch des Olbergscken Vortrages eine gebührende Ab-
ferti-ung. Heute, Mittwoch, müssen die Genossen Uhlenhorsts
und Barmbeck» im Viktoriagarten zab'reich vertreten
sein, um von berufener Seite einiges über die Bolschewisten-
Herrlichkeit zu erfahren.

Puttenvucher. Bereit» vor eiuigm Tag n beschla.ivahmle d-e
Wuckeipoliui vn Kuhihan» Z>iitium einen Posten Butter, brr ivn^ eri ch
zinückgckallen werten teilte. Eine neue Turckviichrtng ergib m eter
steten Iah. b e bereit» im Stngnft eingekaufi war n und setzt btt »ir
Erstickung eines böbercn Poeiie« gelagert war n. Bei der Bef h og.
nadwe ft6 te ein Fast, so bar? nur noch sechs den bieftgen Krouken-

ant asten überwiesen w rden sonnt n.

Vereitelter Raub. Drei Männer planten einen UeberfaC
auf einen in der Großen Bergstraße wohnenden Juwelier. Bei
tdrem Eintteffcn vor dem Geschäft des Juweliers sanden sie all«
Türen vertchPffen. Ti« Po'izei, die Kenntnis von ihrem Bor-
haben hatte, empfing zwei von ihnen nach ihrer Rückkehr in
einet Wirtschaft St. Paulis. Der dritte wurde bald darauf er-
griffen. _

Kaffeedlebstahl. Gleich nach Ankui.st des Dampfer» »Irene"
am Schuppen 7 fuhr ein Kutscher an und legte einen Liefer-

UJKT 75 Kaffee, 4500 Kilogramm schwer und
loO OOO .41 wert, vor. Ter Kaffee wurde auSgehändigt, ist aber
teitbem ver;chwunden. Angaben über den Verb eib, die bei Auf-
sindung hoch be'odnt werden, nimmt di« Kriminalpolizei, Stadt-
Haus, Zimmer 143, entgegen.

Hcbcrfall 1 Leyte Nackt hin nick 3 Uhr wurde ber Stasen»«
niiffiber Möllner, der auf btm Bihiido e Ost rftrafie dir Ihn r.irund-
bahn läng ist, nach (einer «ncabe von uuei maffieiten Männern
nbenallen und nach befiiqer Uiig.nioe r gelnebelt. Tie Räuber ent-
'einten sich bann mit 11 (XX) jit ter Ctot o «kaffe Da alle Bahn-
bäte der Zweigt nie tftm»biitt l von auitm her i n;u linglidi narrn.
lonmn bie Tät.r nur am Sch nn p ein» und autgegana n fein. Tie
Unter in l ungen sind noch im Ganze.

Entwiche» ist oii« der Anstast Rrietrid «berg der Ingeniriir
lieg sie l giboren 15. März lb93 zu Aibiy. bei a » Strafgefangener

jur L eo «ick tung seini« (Setficlniftanbe» bmt untergebraebi wat.

Arrfcn und Kchissalsrt.

Ka.v-richt der SlaatSlaiverwaltutig. Der u.ch Bekannt-
wacknng vom 15. S.pieii der 1921 mit Wiikring vom 1. Oktober

'eltaeietzie Teuerung»iu schlag von 20 % wirb uh apirtu.g
vom 15. Tezember 1921 au 1 100 % erhöht.

Altona nnd Rmgrgend.

Bildungoauöichusi der LPD. Tie S.uStausim.ttttetrr haben
h nte abinb nach der y.nammlung des Oilselleiiiiats tine imze
Be pieckuna '

.. Der Vortrag über bie moderne Gehelmw fsenfchaft und
tyre Mittel, ter b । te abend im „Otten euer Paik' nulistnoen tollte,
faUt liege > der VeriamMlung be» C r t e e 11 e r n r a t • bet

, . v ft. K ö n i p ft r a n e 185, au». Der t: or;nig wird au einem
spateren Tag, dessen Tattun noch bclaiuiigegcbeit wirb, stalisiiioen.
Tie Kauen behalten ihre y.ülti leit.

Tie Kollision mit der LandnnffSbiücke

Seeamt ßambutß verhandelte am Tienstas über
d>« «vUision ces anientanif„.en Tampfe.s „Mount Elinton', Kap.tun
dverfon, mit der Altonaer tMnsurwsorücke und dem Lckpviminkran
^Luteanwerft am L Dio.eniber 1921, wooei der Wächter DeoerichS
des Schw.minkran, feinen Tod sand, und sowohl der «ran als auch
tue von d.c.em nufaefanaenc B.ücke und her L Ponton schwer de-

cha.»g wurden. Ter Äusammenflob hat sich nach den 3euaenau»faocn
folgeiraeimaben zugetragen:

... Der Tampfer .Mount Clinton' verlieh am 3. November, gegen
» ulE." ad>‘n “tc‘>«u feinen Liegeplatz am Schuppen 71 und fuhr

unter Aisisten, der Schlepper Finkenwärder' und .Clpedient' aus
dem Hafen. Auf der '.Brüde bc anben sich auher dem Kapitän
Everson der Hafenlotfe La schert, der Elbto.se Elauhen.
der Kompa^n.e.ole Tte s send, der 2. Cff.?ier und ter Ruoer,-
mann. Aus der lvart stand ber 1. Lss.z.er mit den 3.mmerlcu.en klar
beim Anker. Nachdem das Schiff in den Vorhafen geschleppt war,
warf man den bin eren Schlepper tos und fuhr mit langsamer Fahrt
der Elbe zu. Es wurden ocrfapeoentlid) Marnungssignale gegeben,
um etwaige auflommen.e Schiffe aufmerksam ,u mackien. Kur, vor
der Einfahrt ,um Vorhafen und im Begriff, mit Sccfborbruber auf
b.e Elbe zu steuern, sichtete man plötzt.ch an Backbord einen Schlepp,
ij'ä- Tiefer war vorher durch das Schwimmbort der XeutMien Werst
Tollerort verdeckt ge.oe'cn und hatte sich auf bie Signals
hin nicht bemerkbar gemacht. Ta ber Scksteppzug, ber
Ult? ”m ^.l“),e i, Per .Ho.fnung 4' und 2 grasten Cberlänber/ähnen
. ' vm Tort en lang in den Vorhafen hineinhiett, schien
keine RoUir,on8gefahr ,u befielen, ter Tampfer behielt feine siahrt
bei. man stützte aber das Ruder. Dermutlich durch die soitlickx Ein-
Wirkung des gluistromS auf den sinteren «asin — die Kähne
n.° 0 f nber Sän « f hiniereinanbet — wurde dieser
Ral»n plötzlich mck tem hinteren Ende vorn gegen unsere Backbord-
»eile mbdueubert. Aus dem .Mount Elinton^ wurden so'ont bie
Maschinen gestoppt und auf volle straft rückwärts gesetzt, sowie beide
" n “ r, mlten gelassen. Ter Schlepper schleppte hart Partborb aus. da
es infolge ber st otlision mit dem st ahn unb der jetzt eingetretenen
L»rkung des F.ulstrvms auf das Vorfckyff nicht mehr möglich war,
den Dampfer mit vorwärtsgeben er Maschine unb hart Backborbriider
ftromrecht zu be ommen. Plötzlich brach auch nock) die Sckrlepptrosse
des mit äußerster straft nach Backbord scksteppenden Schleppdampfers
und der Zuiammenstost mit dem Sckyvimmkran unb bet Brücke war
Nicht mehr zu verme den.

Schleppdampfer .Hoffnung V. Schiffer Äulius Holst, kam
mit 2 Lberlanderkähnen aus dem Altonaer Hasen. Al» er mit Ur

Ruk dis »um Schwimmdock bet Teutschen Derst gekommen war wollt«
er von einen staln ausschiestin lassen, um ihn bann längsseite bei
»weifen stahnS zu nelstnen Elwn bevor Schisser Ho ft dieses Manöver
einleiten wollte, sah er aus bem Borla en einen Serdampfer m.t
Schlepper l<raul.Dminen, der Topp- unb Seitenlampe ii führte.
Er konnte nun bas Alanüver n'cht mehr auSfüsiren, sondern mutzt«
seinen stiirs lnrffetzen, um den Dampfer nicht zu behindern. Als et
ungefähr an er Ecke war. gab er einen kurzen Don mit der Dampf«
pfei'e. Un esäbr aiicrab von ber Teutschen Werst passierte bet
Schlepper den Gegendampfer in zirka 80 Meter Abstand; derselbe hatt«
etwa» stiirs nach Backbord. Der erste stahn hing gerade hinter den»
Schlepiftiampser der zweite etwas an Backbord, aber auch in gestreckiet
Si-' tuno. alS der Dampfer den zweiten stabil hinten mit seinem Bu,
traf.

Ter Reichskommisfar führte aiiS. dah die Sckuild an den»
Ziisammenstost die Führung de» Schleppdampfers „Hoffnung 4" treffe*
da ber Schleppzug nicht den Dorlchriften der Hafenordnung entsprach,
bc er zu lang und unhandlich auf der Elbe war. Ter stapitän hätt«
auf keinen Fall die für den Hasen vor geschriebene Länge les Schlepp-
zuees überschreiten dür'en. Er hätte den ®d)leppiun gleich nach Ver-
lassen de» Altonaer Hafens rangieren müssen. Auch hat der Schlepper,
führet nur einen kur-en Ton mit ber Sirene gegeben und fein
Diarnungssianal, was er auf jeden Fall bei ber dort schlechten Ueber,
sicht hätt? tun müssen. Ter Führung des Dampfers »Mount Clinton*
ist kein Vorwurf zu machen, da d.e Fahrt nicht zu groh gewesen ist
und sofort alle Dorsichtsmatzregeln zur Dermeidung der Kollision er*
griffen worden sind.

Nack erfolgter Beratung verkündet das S e c a m t folgenden
Spruch:

Der Unfall ist darauf zurück,ufüsiren, dast der Dampfer, als et
unter Assistenz dcS Schleppers .Finkenwärder' aus dem stuhwärder-
ha'en in daS Fahrwasser der Elbe anSfahren wollte, durch einen au»
de n Schleplxn .Hofsnung 4' und 2 Oherländerkäl nen bestehenden
Schleppzug so in bei Drehung nach Backbord behindert wurde, datz
«s ihm nickt mehr möglich war, reckt'eckig ström rech' zu drehen.

Da auch die sofort ergriffenen Mahregeln zum Anfftoppen bei
STamp’cr» keinen Erfolg hatten, erfol-te der Zusammenstost. Den
Hafenlotfen Le'ckek. t-ic ame-ikanifche Besatz,,na und den Schleppe«
„Rin'enmärber" trifft fe ne S ' nid. Dagegen ist dem stapitän Holst
be? Schleppers .Hoffnung 4* vor,"wetten, dah der Sck'eppzng un-
erlaubt lang war und dah er beim Einbiegen in den stuhwärberhalen
keinen WarnungSpfiff abgegeben hat.

kleine Clsronilr.

stink Prolkiarieiliaisödie.

Scklaffaal te« » nnnerbeim« der Hriitarmee in Main »
tourten am Tiktisiaa früh sieben Männer tot aafgciiiixn. Sie todten
dnrck L uckigas bergifiel moiren.

Ter .Mainzer Anzeiger" meldet dazu: Sieben Männer wurden
um halb s ckS Uhr am Dienstag meigen in ihren Be tn be» im
Hielten Siock peieatn n <8. al 8 tot aii'geimibeii Emer lag auf d-m
Jiisttodiii nebiii ter Tür Tie » atl. wpe in-Zimmer war b.sckäd'gi;
Gas war ihr eiiifnBuit. Tie Veniiialückien sind, di» auf einen au»
Mamt. fäntiitdie andere sind Anrwärttge, uiciit GelegenheiiSaibeiter.

Im KleppttSLarfcr Mordprozeh, der feit einer Woche in
Hirschberg n Schlesien verhaiilelt wird, ist noch kein Ende
abzujehen. Erst ein kleiner Teil der Zeugen ist gehört, zunächst
Haven Lie HauptzeuLen gesprochen. Was sie tagten, hat die
SchulSfrage erst zum Teil entschieLen, zum Teil aver auch noch

I offen gelogen. Die Vorgänge des mysteriösen Verbrechens sind
I zu vcrwiaelt, als daß die acht Verhandluirgstage schon genügt

hatten, um bottauf Licht in das tiefe Dunkel zu bringen. Es
tauchen ja plötzlich immer wieder neue Momente auf, die statt
Klarheit zu schaffen, Leu Kall noch rätselhafter gestalten. Tie
größte Ueoerraschung brachte, wie wir einem Bericht Les .Berliner
Tageblatt" entnehmen, bie Vernehmung der Schwiegermutter des
Angeklagten. Von ihr hatte man bestimmt erwartet, daß sie die
Situation, zugunsten Les Angeklagten entscheiden würde. Diese
Kronzeugin hatte in Ler Voruntersuchung erklärt, sie würde be-
denkenlos beschwören können, daß Grupen in den kritischen
Augenblicken bei ihr am Familientische gesessen und das Zimmer
nicht verlassen habe. Als sie nun vor den Geschworenen steht,
ändert sie die Behauptung. Ja, sie stellt sie sogar völlig auf den
Kops, intern sie jetzt bekundete: Grupen habe damals auf wenig«
Minuten das Zimmer verlassen und sie halte es für möglich, daß
diese wenigen Augenblicke für ihn genügt haben können, die
grausige Tat ausz iführen. Wenn diese Dekuiidung der F au
Eckert, die mit denen, die ihre kleine Enkelin Irma machte, genau
übereiiistiinmen, nicht eaflräflet werden taun, so sind damit
Verdachtsmomente gegen Grupen außerordentlich verstärkt. Aus
Ler weiteren Verhandlung ist noch bemerkenswert, daß eine Hotel-
besitzerin M e i ft e r e r n jt aus Altona vernommen wurde, bei
Ler die verschwundene Frau Grupen im Dezember 1020 mit ihrem
Manne übernachtet hat. Einige Tag« später kam Grupen in Be-
gleitung eines 16jährigen Mädchen» wieder, da» er al» sein«
Nichte anmeldete. Man vermutet, daß die» La» ermordet«
Fräulein Rohrbeck gewesen ist. Ein weiterer Zeuge ist der Ge-
heimrat Dubiel, der Lie Untersuchung in der Hauptsache ge-
führt hat. Er ist auf Grund des vorliegenden Mate-iafS zu Ler
Ueberzeugung von der Schuld de? Angeklagten sowohl bezüglich
de» Mordes al» auch Ler Sittlichkeitsverbrechen gekommen. Im
Verlauf dieser Vernehmung wurde der A"g>tt'egte seh: erregt,
schlug m:t der Faust auf den Tisch und rief: Ich bin ünschukdigt

fainft Wissenschaft und Leben.

Kleine Krisen. Hamburger Stadt-Theater. Am
14. Deiencker gast ert Herr Kammersänger Stiegler vom Bremer
Sladt-Thea er als AmonaSro in .Ai <i". — Ter ?'.'«.hnad't8|piclplan
für das Hamburger Stadt-T'eiter ist nun festgeletzt. Am ersten
Feiertag werden .Die M istersinger von Nürnberg" m:" Le-rn Robert
vom Sckelbt vom Frankfurter Cpe-nhoiie als £>nnS Sachs gegeben
»ns am zwecken Feiertag .Garmen". Am Nachmittag »Hansel und
Grelel". Beide Aberlck-v ftefl- neen finden nuf er Abonnement statt.
Ten Abonnenten dle.bin ü,« Platze bie zum M.tin och, 11 Dezember,
muift * x lltb. tei l atm,

■ —■» ♦ ।

friste |lnd)tidjtriL

Ter -renkiijche Haushaltsplan für 1922.

WTB. B rlin, 13. Tezember. Der amtliche preußische Preffe-

dienst ^meldet: Der preußische Haushaltsplan für 1922 wird heute
deckn Staatsrat eingebracht. Er balanciert in E nnahme und Aus-
gabe mit 20 131 882 OOOJI. Die Erzielung des Gleichgewichts zwischen
Einnahme und Ausgabe war ohne Aufnahme einer An-
leihe möglich. Von den Ausgaben fallen auf das Crbinarium
18 817 606 951 «tt, auf das Extraordlnarium 10 313 682 031

Gegenüber den Abfchlußziffern des Haushaltsplanes für 1921 er-
gibt sich nach Ausscheidung der größeren durchlaufenden
Posten von 5976 Millionen für 1921 und von 14 812 Millionen
für 1922 eine Steigerung von 3519 Millionen. Bet
der allgemeinen ginanzvevwaltung ist eine Einnahme von
948 Millionen aus der Steuer vom Grundvermögen sichergestcllt,
deren Entwurf jetzt dem Landtage zugegangen ist Ferner erscheint
dort die Einnahme von 140 Millionen aus der Abgabe zur För-
derung des Wohnungsbaues. Diese ist veranlaßt durch
den zurzeit dem Staatsrat zur Begutachtung vorliegenden Entwurf
der Verordnung zur Ausführung des Reichsgesetzes über die Er-
hebung der Abgabe zur Förderung des Wohnungsbaues vom 26. Juni,
wonach die Abgabe in Preußen in Form von Zuschlägen zur staat-
lichen Gebäi'desteucr erhoben werden soll. Durchlaufend werden
ferner im E;traordinariuin nack;gewie'en 781 451 600 Jt zur Er-
stattmig des Wertes der bei dem Uebergang der Staatsbahnen auf
Las Reich von diesem übernommenen Stoffbestände. Dieser Betrag
soll Lem Betriebsfonds der Gcncralstaatskaffe zugeführt werden.

/irbeitsmarkt

etlüHl Kläger oOet teiröge-

Hm litt OM „öianiaisei 6$o“
Innere Stadt:

Expedition, .«eh andstraffe 11. part. l.
Slenstadt-Süd:

tziliale II. Mundet, Eichholz 0.
BorgieldeHohrnfeldet

A. Wenck, Ansichlägrrwkg 12.
Altona:

Filiale E. MS ler. Hamburgerstratze 10,
Ottensen:

stiliale O Hlnn». Moorttniet« IO.

Gürtler ocer Fein
Mechaniker zur Anierii-
fliing eine» Gebtauche-
uiiuiern odell».

Offerten u S. T. 5 an
die (ippeb. b. Bl.

Mei. vei io', erhiiiicbr
Wfdurrmciftcrjv.irant
l.baiimtbe 2lrb Schiff,»cill
r,kü>f»irtMPt,l «Itteich.

Ztlki HiiltiMdi o.

Elinliü, SuSl
IW* wrostcr tstänse
V** nnd Fleisch-

Plcis-Lkat.
IV baudan, Altona,

Wuhelmftr. 82.

?'Echrift Über («rost. Hamburg. Wie
»LM. rubÖrr K’ "°"?", vreniufchlii Sina errgitriing eine
2cnffd)nn iiber die Bilduna Groß Hamburg» vortrreiiet, die ver-
mutlich nach Neujahr der Oeffentlichleit unterbreite! wird.

Oesterreichs Ureste vor dem stritt.
WTB. Wien, 13. Dezember.

Die Blätter veröffentlichten gestern eine in ber Bereinign: g ber

österreichischen Iage»;einmgen beschlossene Kundgebung, in ber

unter HuiwetS ans bie schon bislang sehr schwierige Vage ber lagt»-

Leitungen erkiäit wird, bah die geplante Erhöhung be»

Papterpreise» um mebr al» da» Tausenbfache be» Friedens-

preise« eine Stillegung der Betriebe zürnn mittel-

baren Folge haben müsse. Tie veieinigimg ersucht die

Regierung und die po iiischen Parteien, die drohende Gesahr einer
Einstellung ber österr ichischen Zeitungen zu verhüten.

Zu dieser Meldung wird e« unsere Leier intereist.ren zu erfahren

dast die „Wiener Arbeilerzeiliing", da» Blait be» Wiener P oletar at»

schon jeyt monatlich 440 fironeti lostet. Tie einzelne Nummer
20 Kronen.

Am zrvcttcri Iirhunystnste

ber Weibnachirverlosnng stil ein Hauptgewinn von 7000 X auf

bie Nr. 40 57«; auf die Nr 5084 st len » oo X und auf die Nr.

217871 5<0 Jt; — Während ber Ziehnn Stage sind Lose 12A

nur zu haben in ber Ge chästtstelle, Gr. Theateistr. 44. L

Fürsorge oder Standesdünkel?

Sine Mahnung an die Angrftellten!

In den letzten Monaten ist in den Tageszeitungen vielfach

von den Mißständen bei der ReichSversiohcrungsanftalt für An-
gestellte geschrieben worden. Diese Mißstände beruhen zu einem
Teile auf den mangelhaften GesetzeSvorschristcn, die einen ge-
regelten VcrficherungSbctricb kaum ermöglichen, zum anderen
Teil aber darauf, daß das Direktorium nicht imstande gewesen
ist, eine geordnete Verwaltung durchzuführen.

Tatsache ist zunächst, daß die vcrsicherungSpflichtigen Ange-
stellten sich nickt im klaren fein können, ob sie gehörig versichert
sind, weil daS Direktorium seine Vervflichiung, den Versickerten
alljährlich Kontoauszüge zu schicken, nicht erfüllt hat. DaS Direk-
torium ist nicht imstande, festzustellen, ob ein Versicherter ord-
unngSgemäß versichert ist; aus diesem Grunde hat e» neuerdings
erst bei den Versickerten angefragt, ob und welche Beiträge für
sie nach den Vorschriften de» AngestelltenversickerungSge'etze»
hätten geleistet werden müssen. Tarin zeigt sich bk völlig« Un-
zulänglichkeit d«S AngestelltendersieherungSgesetzes sowohl al»
auch bi« Unfähigkeit der bisherigen Verwaltung der RcichSver-
ficherungSanstalt für Angestellte, deren ehrenamtliche Beisitzer
(die noch vor dem Kriege gewählr worden sind) fast ausschließlich
aus den Reihen des vom Deutschnationakn Handlungkgehilfen-
verbandes geführten Eesamtverbandes £eutfd'tr Angestellten-
gewerkschaften iGedag) und be» EewerkschaftSbunde» bet An-
gestellten iCdA) gestellt werden.

Aus Anregung des AfA^Bunde» hat End« 1920 der Abge-
ordnete Giebel (Zentralrerband der Angestellten) im Reich»,
tage ein« Anfrage an bie Regierung gerichtet, wa» si« zu tun
godenke, um die Mißstände bei ber Reichsversicherungranstalt für
Angestellte zu beseitigen. Darauf ist am 5. November 1920 durch
Ministerialrat Dr. Dorsch im Reichstage u. a. geantwortet
worden:

„Er wird ein Gesetzentwurf vorbereitet, in dem die Ab-
schaffung des KontenfyftemS und di« Einführung eines Marken-
Verfahrens, ähnlich wie in der Invalidenversicherung, vorgesehen
wird. Dieser Gesetzentwurf wird nach Anhörung der beteiligten
Kreise den gesetzgebenden Körperschaften mit tunlicher Be-
schleunigung zugehen. Er wird mich eine Reib« sonstiger, be-
sonders dringender Abänderungen des Versicherungegefehes für
Angestellte enthalten. Insbesondere soll darin die Aushebung
der bisherigen felbständstzen Spruckbehörden der Angestelltenver-
sickerung und ihre Zusammenlegung mit den entsprechenden
Spruchbehörden ber Arbeiterversickerung unter völliger Wahrung
der Sonderrechte ber versicherten Angestellten vorgeschlagen
werden."

Merkwürdigerweise läßt sich ein großer Teil der Angestellten ;
namentlich durch den G e d a g (Teutschnationale usw.) und den
G. d. A. (58er usw.) darüber täuschen, welche Leistungen die
ReichSversicherung-ordnung für den Fall der Invalidität, des
Aller» und für Witwen und Waisen im Vergleiche zur Singe«
stelltenverficherung gewährt. Di« Leistungen Ler Reichsversiche-
rungsordnung find selbst in Ler niedrigsten Beitragsklasse höher
als in Ler höchsten BeitragSklass« 6er Angestelltenversicherung.
Dabei ist zu berücksichtigen, daß die Rentenberechnung nickt auf
Grund der gegenwärtigen Einkommen erfolgt, sondern ent«
sprechend Lem Einkommen, da» der Versicherte in dem verslosienen
Jahrzehnt gehabt hat. Tiese Derechnnngsmetkode verringert bei
der Angestelltenversicherung die Renten ganz wesentlich. Tie
Angestelltenversicherung erhebt ganz bedeutend höhere Beiträge
von den Versicherten, leistet aber wesentlich weniger al» die
ReichSversicherungSordnung.

Ter Gefamtberband der deutschen Angestelltengewerkschaften
(Gedag) und der Gewerkjchaftsbund Ler Angestellten (G. d. A.)
gehen jetzt mit der Behauptung hausieren, Lie finanzielle Ent-
wicklung der ReichSoerjickerungsanstalt für Angestellte sei gün-
stiger al» Lie ter Invalidenversicherung. In Wirklichkeit liegen
die Dinge so. Laß beide Versicherungsarten da» Heilverfahren
durchführen, daß Invalidenrenten aber nur ton ber Reicherer»
sicherungöordnung gewährt werden, wogegen bei ter Angestellten.
Versicherung die Wartezeit für Invalidenrenten erst am 1. Januar
1923 abläuft. Mit andern Worten, die Angestelltenversicherung
nimmt Lem Versickerten die Gelder ab, wogegen bie Invaliden-
versicherung dem Versicherten Renten leistet. Woher kommt nun
die weit größere LeiftungSsähigkeit der Invalidenversicherung?
Ganz einfach daher, weil zu dieser allgemeinen Versicherung Las
Reich Zuschüsse leistet, zu der Sonderversicherung der Angestellten
hingegen nicht.

Wollen Lie Angestellten hier eine Gleichmäßigkeit mit ter
Reichsversicherungsordnung erreichen, so wird es nur möglich sein,
wenn eine Verschmelzung beider Versicherungen herbei-
geführt wird. Ties ist das Bestreben des AfA-Bunde», bei dem
ihm Ler Gedag und Ler G. d. A. in den Rücken fallen, weil diese
keine Fürsorge, sondern Standesdünkel wollen. Tie Ver-
einheitlichung beider Versickerunren würde aber auch enorme
Summen an Verwaltungskosten sparen helfen, wie das von Sach-
verständigen immer wieder errechnet worden ist. Tie Verwal-
tungskosten bei ber Angestelltenversicherung sind ganz un-
geheuerlich.

Tenkende Angestellte müssen sich den Bestrebungen de» AsA-
VundeS für eine bessere Fürsorge der Angestellten durch eine Ver-
einheitlichung Ler Versicherungen anschließen und bei den Wahlen
für die Derwaltungskörpersckaften zu der Reichsversicherungs,
anstatt für Anoesiellte am 15., 16. und 17. Dezember die Kan.
Lidalen des AfÄ-Bunde», Wahlvorschlag A (AfA-Liste), wählen.

MM- BOI MsMMMWg.

NkichStarifvkrhandlnnstrn im VrisichkrunstSkrwerbk.

Lorn Zeiiiralveibans der AiigesteUleu nirb uns geschrieben: In
den Verhaiwlungen am 12. Tezernmr na le brr Aebeiige >rv tban».
nachdem ber sollege Giebel vom Zeuiralversand der Angefteliten
den Lian'piinki irr Aiigeftellienveibäii^e eingehend begrünbei Halle,
eimn Grhal Svorichlaa, ber die Eireichuiia be» Endgebali» nach 25 Be»
ruitjahei« in allen «Lilien vor iah. Tie e» Angebot winde miierieii»
als l ölli.i iniuilängli h nbgemieien und besonder» eine Zu'ainimndrän-
fliitig der BernlsoUer» ui'en und b.r Beginn ber (Si- naiiifiiienuia mit
beut niig.faitgenen 18. Lebensjahre ge ordert. Taran'hin wurde von
ArvOioederieite ein zweiter Borsvlaz geuiachl. der folgende Bechge
vorsikht:

KlaffeIV Klaffe III Klaffe H Klaffe I

Atstang»gehalt, monatlich. ... lins 1330
Endgehall In78'/» 2310

„ in Beiii'»jal ren... 15 20
Abt ilungsleiter-Ziilage. monatlich — ]oo
E trllv rtreirr — 50
Berheiraleienzu aae. jähr Ich .. 4000
Kindrriulage. jährlich Ini.O

Auch zu dieiem ilnceboi erklärten wir daß
Ansprüchen ber AngefteUleinchait gerecht weite,
schweben zurzeit noch.

Deutsches Deich.

Mohr als 100 000 ’JWu rt hcber

hat nunmehr wiederum der Verband der Schuhmacher. Er
hatte diese Zahl schon einmal zu Beginn de» Jahre» 1920. Damals
machte sich der wirtschaftliche Rückgang besonders empfindlich im
Sckn gewerbe bemerkbar und die Mitgliederzahl ging auf reichlich
90 000 zurück. Jetzt wird sich die Zahl hosfenllich nicht nur auf ihrer
Höhe halten, sondern noch weiter wachsen.

Iulrrualionalcs.

flommiiniftndie „(-inl)kiis '-Lrftrkbni'grn.

Das Bestreben der Kommunisten, die proletarische Front in
allen Landern zu schwächen, scheint in Frankreich, wo die Gewerk-
schaftsbewegung immer noch in den Kinderschuhen steckt. Fort-

schritte zu machen. Zum 23. Dezember haben die Radikalinski»
einen Kongreß derjenigen Organisationen, die nur sümpfen, um
zu sümpfen, einberufen. Tie Generalkommission ber französischen
Gewerkschaften sowie der Transportarbeiter, und Bergarbeiter-
verband haben bereit» Warnungen erlassen, daß diejenigen Orga-
nifationen, die sich an diesem Kongreß beteiligen, ausgeschlossen
werden.
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